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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung 
der Rationalisierung im Steinkohlenbergbau 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Prämien für die Stillegung von Steinkohlenbergwerken wer- 
den nach dem Gesetz zur Förderung der Rationalisierung im 
Steinkohlenbergbau nur unter der Voraussetzung gewährt, daß 
das stillgelegte Kohlenbergwerk mit einem Kohlegewinnungs- 
verbot belegt wird. Die Nichtbeachtung des Verbots hat die 
Rückzahlung der Prämien zur Folge. 

Diese Regelung erschwert jetzt die notwendige Umstrukturie- 
rung im Steinkohlenbergbau nach dem Kohleanpassungsgesetz. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung schlägt daher vor, im Rationalisierungs- 
verbandsgesetz die Möglichkeit zu eröffnen, im Abbaubereich 
benachbarter, stillgelegter Schachtanlagen Kohle zu gewinnen, 
wenn dies aus betriebswirtschaftlichen, bergtechnischen sowie 
kohlewirtschaftlichen Gründen zweckmäßig ist. In diesem Fall 
soll also das Kohlegewinnungsverbot beschränkt werden oder 
ganz entfallen, ohne daß Prämienrückzahlungen erforderlich 
werden. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat keine Einwendungen erhoben. 


D. Kosten 

Die infolge der Änderung des Rationalisierungsverbandsgeset- 
zes zu erwartenden Mindereinnahmen des Bundeshaushaltes 
sind insgesamt auf 0,5 Millionen DM zu schätzen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. Oktober 1971 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung 
der Rationalisierung im Steinkohlenbergbau 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen. 

Der Bundesrat hat in seiner 371. Sitzung am 1. Oktober 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der Rationalisierung 

im Steinkohlenbergbau 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Förderung der Rationalisierung im 
Steinkohlenbergbau vom 29. Juli 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 549), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz über die Gewährung von Investitionszulagen 
und zur Änderung steuerrechtlicher und prämien- 
rechtlicher Vorschriften (Steueränderungsgesetz 
1969) vom 18. August 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1211), wird wie folgt geändert und ergänzt; 

1. Nach § 16 wird folgender § 16 a eingefügt: 

„§16a 

Aufhebung der Beschränkung der 
Kohlengewinnung 

Auf Antrag kann der Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen gestatten, daß der Verband 
die Aufhebung der Beschränkung der Kohlen- 
gewinnung (§ 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6) ganz oder 
teilweise bewilligt, um einem oder mehreren be- 
nachbarten, weiterbetriebenen Steinkohlenberg- 
werken die Kohlengewinnung in dem stillgeleg- 
ten Abbaubereich zu ermöglichen. Die Aufhebung 
kann nur insoweit gestattet werden, als der still- 
gelegte Abbaubereich mit dem Grubengebäude 
des oder der benachbarten Steinkohlenberg- 
werke verbunden ist oder innerhalb angemesse- 


ner, vom Bundesbeauftragten für den Steinkoh- 
lenbergbau und die Steinkohlenbergbaugebiete 
festzusetzender Frist verbunden wird, und die- 
ser bestätigt, daß das Abbauvorhaben 

1. die Wirtschaftlichkeit des oder der benach- 
barten Steinkohlenbergwerke verbessert, 

2. bergtechnisch zweckmäßig ist und 

3. der Zielsetzung des § 1 des Gesetzes zur An- 
passung und Gesundung des deutschen Stein- 
kohlenbergbaus und der deutschen Steinkoh- 
lenbergbaugebiete vom 15. Mai 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 365), zuletzt geändert durch das 
Gesetz über die Gewährung von Investitions- 
zulagen und zur Änderung steuerrechtlicher 
und prämienrechtlicher Vorschriften (Steuer- 
änderungsgesetz 1969) vom 18. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1211), entspricht." 

2. § 19 Abs. 2 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1971 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Für Stillegungen von Steinkohlenbergwerken, mit 
denen vor dem 1. September 1965 begonnen worden 
war, konnten Mitglieder des Rationalisierungsver- 
bandes nach § 16 RatVG (Gesetz zur Förderung der 
Rationalisierung im Steinkohlenbergbau vom 
29. Juli 1963 — Bundesgesetzbl. I S. 549) Still- 
legungsprämie erhalten. Voraussetzung für die Prä- 
miengewährung war u. a., daß nach näherer Maß- 
gabe des § 16 Abs. 1 Nr. 6 RatVG der bisherige Ab- 
baubereich des stillgelegten Steinkohlenbergwerks 
mit einem Kohlengewinnungsverbot belegt worden 
war. Die Verpflichtung, von der Kohlengewinnung 
abzusehen, hatte sich über einen Zeitraum von acht 
Jahren, gerechnet von der Einstellung der Förderung 
an, zu erstrecken und war durch eine zugunsten 
des Verbandes einzutragende beschränkt persönliche 
Dienstbarkeit zu sichern. Da die letzten Förderein- 
stellungen bis in das Jahr 1968 hineinreichen, lau- 
fen die betreffenden beschränkt persönlichen Dienst- 
barkeiten erst im Jahre 1976 aus. 

Die auf diese Weise entstandene Felderstruktur 
steht nach der Neuordnung im Ruhrbergbau mit den 
heute dort herrschenden Eigentumsverhältnissen 
nicht mehr im Einklang. Dies kann entgegen der 
Zielsetzung des Kohlegesetzes vom 18. Mai 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 365) zur Folge haben, daß eine 
großräumige, auf Steinkohlenbergwerke mit der 
nachhaltig stärksten Ertragskraft ausgerichtete Ab- 
bauplanung deshalb nicht zu verwirklichen ist, weil 
sich die Felderstruktur als nicht flexibel genug er- 
weist. 

Der Entwurf will deshalb die Möglichkeit schaffen, 
die unter anderen rechtlichen, ökonomischen und 
betriebswirtschaftlichen Verhältnissen entstandene 
Felderstruktur den heutigen Notwendigkeiten im 
Einzelfalle anzupassen. Die Vorteile, welche die 
Neuordnung an der Ruhr im Hinblick auf Rationali- 
sierung und Steigerung der Produktivität im Stein- 
kohlenbergbau zur Folge haben soll, könnten in 
einigen Fällen weitgehend theoretischer Natur sein, 
wenn entsprechende Abbaumaßnahmen letztlich des- 
halb scheitern müßten, weil ihnen Kohlengewin- 
nungsverbote als unüberwindliche rechtliche Hin- 
dernisse entgegenstehen. 

Mit Hilfe der geltenden Bestimmungen des RatVG 
kann diesen Gesichtspunkten nicht ausreichend Rech- 
nung getragen werden. Soweit über § 43 RatVG die 
Wiederaufnahme der Kohlengewinnung möglich ist, 
sind hierfür ausschließlich Gründe maßgebend 
(Schutz der Oberfläche, Grubensicherheit), denen im 
vorliegenden Zusammenhang keine Bedeutung zu- 
kommen kann. Auch die nach § 19 Abs. 2 in Ver- 
bindung mit § 16 Abs. 2 Satz 2 RatVG gegebene 
Möglichkeit der Gestattung der Kohlengewinnung 
im Abbaubereich stillgelegter Schachtaniagen ist 


von ihren Voraussetzungen her nicht umfassend ge- 
nug, um in jedem Falle einen der Zielsetzung des 
KohleG entsprechenden möglichst produktiven Ab- 
bau zu erlauben. Sie muß außerdem zwangsläufig in 
denjenigen Fällen ausscheiden, in denen von ihr be- 
reits anläßlich der Stillegung in vollem Umfang 
Gebrauch gemacht wurde. Einem zwischenzeitlich 
entstandenen Rationalisierungsbedürfnis kann sie 
insoweit von vornherein nicht abhelfen. Es kommt 
hinzu, daß die nachträgliche Aufhebung von Kohlen- 
gewinnungsverboten nach § 19 Abs. 2 an eine ent- 
sprechende Rückzahlung erhaltener Stillegungsprä- 
mie geknüpft ist. Diese Bedingung kann zur Folge 
haben, daß die mit dem Abbau in benachbarten 
stillgeiegten Schachtanlagen an sich zu erreichenden 
Produktivitätssteigerungen aus Kostengesichtspunk- 
ten entweder von vornherein unterbleiben, oder in 
ihrer Wirkung durch notwendige finanzielle Auf- 
wendungen weitgehend zunichte gemacht werden. 
Der Entwurf sieht deshalb eine Regelung vor, die 
eine im Vergleich zur bisherigen Rechtslage weiter- 
gehende, den veränderten Verhältnissen Rechnung 
tragende Möglichkeit zur Aufhebung von Kohlen- 
gewinnungsverboten schafft und den bisherigen § 19 
Abs. 2 RatVG ersetzt. Soweit es sich aus betriebs- 
wirtschaftlichen, bergtechnischen sowie kohlewirt- 
schaftlichen Gründen als zweckmäßig erweist, soll es 
unter bestimmten Voraussetzungen ermöglicht wer- 
den, im Abbaubereich benachbarter, stillgelegter 
Schachtanlagen Kohle zu gewinnen. Entgegen- 
stehende Kohlengewinnungsverbote (beschränkt 
persönliche Dienstbarkeiten) sollen nach Einholung 
des Einverständnisses (Gestattung) des Bundes- 
ministers für Wirtschaft und Finanzen insoweit auf- 
gehoben werden können. 

Im Bereich der Richtlinien über die Gewährung von 
Prämien für die Stillegung von Steinkohlenberg- 
werken und die Veräußerung von Grundstücken aus 
Bergbaubesitz vom 22. 'März 1967 (BAnz. Nr. 59 
vom 29. März 1967) hatte die Praxis schon im Jahre 
1970 das Spannungsverhältnis zwischen Kohlenge- 
winnungsverboten einerseits und Produktivitäts- 
steigerung andererseits offenkundig werden lassen. 
Die Richtlinien sind deshalb bereits in einer Weise 
geändert worden, die der im vorliegenden Entwurf 
vorgesehenen Lösung entspricht (vgl. § 3 Abs. 3 
der Richtlinien in der Fassung vom 14. Mai 1970 — 
BAnz. Nr. 95 vom 27. Mai 1970 — ). 


B. Auswirkungen auf den Bundeshaushalt 

Der mit der beabsichtigten Aufhebung des § 19 
Abs. 2 RatVG erfolgende Wegfall von Prämienrück- 
flüssen dürfte nach derzeitiger Schätzung zu Minder- 
einnahmen des Bundeshaushalts von nicht mehr als 
insgesamt 0,5 Millionen DM führen. 
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C. Im einzelnen 

L Artikel 1 

1. Nummer 1 

Der in das RatVG einzufügende § 16 a ist an eine 
Reihe enger Voraussetzungen geknüpft, aus 
denen sich ergibt, daß die Aufhebung von Koh- 
lengewinnungsverboten nicht generell, sondern 
lediglich in solchen Einzelfällen möglich sein 
soll, in denen die Aufrechterhaltung der Be- 
schränkung der Kohlengewinnung sich als Hin- 
dernis für einen wirtschaftlich vernünftigen, pro- 
duktivitätssteigernden Abbau erweisen würde. 

Da die Beschränkung der Kohlengewinnung nach 
§ 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 RatVG in Form einer 
beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zugunsten 
des Rationalisierungsverbandes zu erfolgen 
hatte, kann allein der Verband die zu ihrer 
Aufhebung erforderlichen grundbuchmäßigen 
Erklärungen abgeben. Die Aufhebung setzt je- 
doch ebenso wie im Rahmen des § 16 Abs. 2 
Satz 2 RatVG voraus, daß der stillgelegte, von 
dem Kohlengewinnungsverbot zu befreiende Ab- 
baubereich mit dem Grubengebäude des benach- 
barten Steinkohlenbergwerks verbunden ist oder 
zumindest innerhalb angemessener Frist verbun- 
den werden kann. Außerdem muß der Bundes- 
beauftragte für den Steinkohlenbergbau und die 
Steinkohlenbergbaugebiete bestätigen, daß das 
Abbauvorhaben in dem stillgelegten Abbaube- 


reich die Wirtschaftlichkeit des oder der benach- 
barten Steinkohlenbergwerke verbessert, berg- 
technisch zweckmäßig ist und der Zielsetzung 
des § 1 KohleG entspricht. Schließlich bedarf die 
Aufhebung des vorherigen Einverständnisses 
(Gestattung) des Bundesministers für Wirtschaft 
und Finanzen, bei dem auch der entsprechende 
Antrag zu stellen ist. 

2. Nummer 2 

Die Aufhebung des § 19 Abs. 2 RatVG ist des- 
halb geboten, weil dieser Bestimmung nach Ein- 
fügung des weitergehenden § 16 a RatVG in 
der Praxis keine Bedeutung mehr zukommen 
könnte. 

II. A r t i k e 1 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

III. Artikel 3 

Ein rückwirkendes Inkrafttreten des Gesetzes ist 
deshalb gerechtfertigt, weil auf Unternehmens- 
seite bereits Abbauplanungen vorliegen, deren 
Realisierung sich in Kürze als notwendig erwei- 
sen kann. 

Da die Gesetzesänderung nicht zuletzt mit Rück- 
sicht auf diese Vorhaben erforderlich ist, muß 
sichergestellt sein, daß sie auch von ihr erfaßt 
werden. 
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